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A .n fra g e 

der Abgeordneten Edeltraud Gatterer 

und Kollegen 

an den Bundeskanzler als Vorsitzenden der Bundesregierung 

betreffend Mitwirkung von Sicherheitsbehörden beim Vollzug 

von sicherheitsbezogenen Landesgepetzen 

Im Jahr 1994 wurde im Kärntner Landtag ein neues 

Veranstaltungsgesetz beschlossen, das insbesondere eine 

verstärkte Kontrolle von Spielautomaten vorsah, die durch die 

Organe der Sicherheitsbehörden durchgeführt werden sollte. Die 

Bunde~regierung hat dieser beabsichtigten Mitwirkung der 

Sicherheitsbehörden aber die Zustimmung versagt. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten an den Herrn 

Bundeskanzler folgende 

A n fra g e 

1) Nach. welchen Gesichtspunkten wird landesgerichtlichen 

Regelungen, die eine Mitwirkung von Sicherheitsbehörden 

vorsehen, zugestimmt? 

2) Aus welchen Gründen wurde im konkreten Fall, in dem eine 

Mitwirkung im Sicherheifsinteresse gelegen gewesen wäre, 

abgelehnt? 

3) . Sehen Sie eine Möglichkeit, diese Entscheidung zu 

revidieren? 
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